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In einem im Jahre 1899 verfaßten Promemoria hat 
der Verfasser dieser Zeilen nachzuweisen versucht, daß 
die Verfassung Österreichs, das als ein Reich ganz be- 
sonderer Art auch den eigenen Existenzbedingungen an- 
gepaßte, von der Staatsidee getragene Grundgesetze 
haben muß, an einem Fehler leidet, daß infolge dieses im 
Grundgesetze über die Reichsvertretung wurzelnden Fehlers 
die Kraft der monarchischen Idee mit der Zeit schwin- 
den und daß dieser Fehler schließlich mit Notwendigkeit 
dem Reiche und dessen Bestandteilen zum Verderben ge- 
reichen muß. 

Auf Grund der den Reichsrat insbesondere be- 
treffenden Ausführungen wurde in dieser Schrift die nach- 
stehende Konklusion gezogen: 

»Wenn der Reichsrat der ihm durch den § i des 
Grundgesetzes über die Reichsvertretung verfassungsmäßig 
zugewiesenen Bestimmung gerecht werden soll, dann müssen 
die Mitglieder des Hauses der Abgeordneten unbedingt 
und vor allem nur durch Wahl in Ausübung des allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts in dieses 
Haus kommen, dann kann es in Österreich niemals und 
unter keinen Umständen Wahlbezirke noch Wählerklassen, 
vielmehr nur einen, alle Königreiche und Länder um- 
fassenden Wahlbezirk und nur nationale, aus jenen An- 
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gehörigen der einzelnen Nationalitäten, welche bei der 
Wahl Stimmen auf sich vereinigt haben, gebildete 
Kurien geben, innerhalb welcher jene Personen, aufweiche 
die meisten Stimmen entfallen würden, in solcher Zahl als 
zu Abgeordneten gewählt angesehen werden müßten, als 
auf die bezügliche Nationalität Abgeordnete verfassungs- 
mäßig zu entfallen hätten, während jene Personen in den 
einzelnen Kurien, welche nach den zu Abgeordneten Ge- 
wählten die meisten Stimmen für sich haben würden, als 
zu Ersatzmännern für die Dauer der bezüglichen Le- 
gislaturperiode gewählt behandelt werden müßten. 

Die verfassungsmäßige Feststellung von Berufski assen 
(Landwirte [Großgrundbesitzer], Mitglieder der Handels- 
und Gewerbekammern etc. etc.) innerhalb der so gebildeten 
Kurien und die Normierung, daß auf jede dieser Klassen 
eine — in der Zukunft nach eingeholter gutachtlicher 
Äußerung der in Betracht kommenden Landtage — ver- 
fassungsmäßig unter Berücksichtigung der kulturellen und 
nationalen Anforderungen festzusetzende Minimalzahl von 
Mandaten zu entfallen habe, würde nicht nur dem Gebote 
der Billigkeit und Gerechtigkeit entsprechen, vielmehr auch 
der Gesamtheit gewiß zum Vorteile gereichen.« 

Unter Anwendung der in der vorstehenden Kon- 
klusion enthaltenen Grundsätze würde sich die Wahl der 
Abgeordneten in den Reichsrat in der denkbar einfachsten 
Weise vollziehen. Jede Gemeinde wäre Wahl ort. Jeder 
Wähler hätte dort seine Stimme abzugeben, wo er seß- 
haft ist. 

Der Dauer der » Seßhaftigkeit c müßte wohl jedwede Re- 
levanz abgesprochen werden. —Von einer Wahlpflichtkönnte 
ernstlich überhaupt nicht gesprochen werden. — Durch ge- 
heime Wahl jener Person, aufweiche der Staatsbürger sein 
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Recht, bei der Bildung des Staatswillens mitzuwirken, über- 
tragen will, würde der Wähler damit gleichzeitig auch 
nach freier Wahl die Kurie (die Israeliten könnten als 
Angehörige einer besonderen Nation in politischer Be- 
ziehung betrachtet und auch zu einer Kurie vereinigt 
werden) bezeichnen, welcher er seine Stimme zuwenden 
will. Jeder Wähler würde aber auch durch Abgabe seiner 
Stimme zugunsten eines Mandatswerbers, zugunsten jener 
Person, auf welche er sein Recht, bei der Bildung des 
Staatswillens mitzuwirken und die Kontrolle der freien 
Verwaltung zu üben, übertragen will, damit gleichzeitig 
auch sofort die Klasse bezeichnen, welcher er seine Stimme 
nach seinem freien Entschlüsse zuzuwenden geneigt ist, 
und er würde füglich die Möglichkeit haben, das Gewicht 
seiner Stimme nach seinem eigenen Ermessen selbst zu 
bestimmen. 

In jedem Wahlorte wären alle Personen, auf welche 
Stimmen gefallen sind, nach nationalen Kurien gesondert 
zu verzeichnen und es müßte bei jedem Namen bemerkt 
werden, zu welcher Klasse die betreffende Person gehört. 
Auf Grund dieser von Vertrauensmännern gefertigten Ver- 
zeichnisse hätten die politischen Bezirksbehörden unter 
Beiziehung von Vertrauensmännern die Bezirks- und die 
politischen Landesbehörden die Landeslisten zu verfassen, 
während es einer Zentralstelle (Ministerium des Innern) ob- 
liegen müßte, auf Grund der Landeslisten wieder unter 
Zuziehung von Vertrauensmännern die endgültigen Kurien- 
listen zu verfassen. Die Feststellung der zu Abgeordneten 
gewählten Personen könnte unmöglich Schwierigkeiten be- 
reiten. Würde ja jede von der Zentralstelle verfaßte Kurien- 
liste alle Personen derselben Nationalität, welche Stimmen 
für sich haben, nach der Zahl der auf jede Person ver- 
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einigten Stimmen gereiht ausweisen. Auf Grund dieser 
Kurienlisten wären die Klassenlisten anzufertigen, in welche 
so viele Personen der bezüglichen Klasse, als auf diese 
Klasse Mandate verfassungsmäßig entfallen müssen, aus 
den Kurienlisten zu übertragen wären. Nach Eliminierung 
der in den Klassenlisten verzeichneten Personen aus der 
Kurien liste wären von den in dieser letzteren Liste ver- 
bliebenen, zunächst verzeichneten Personen so viele als 
zu Abgeordneten gewählt anzusehen, als auf die be- 
zügliche Nationalität nach Abzug der auf die einzelnen 
Klassen entfallenden Mandate Abgeordnete entfallen 
würden. Nach Feststellung der zu Abgeordneten in 
den einzelnen Kurien gewählten Personen müßten sodann 
die K las senilsten durch Aufnahme aller in den Kurien- 
listen verzeichneten, zu Abgeordneten jedoch nicht ge- 
wählten Angehörigen der bezüglichen Klassen zu dem 
Zwecke ergänzt werden, damit die Evidenz der in erster 
Linie zu Ersatzmännern gewählten Personen hergestellt 
werde. 

Der Vorschlag des Verfassers dieser Zeilen geht also 
dahin, das Recht, Abgeordnete in den Reichsrat direkt 
und geheim in dem Aufenthaltsorte zu wählen, grund- 
sätzlich allen eigenberechtigten österreichischen Staats- 
bürgern männlichen Geschlechtes, welche das 24. Lebens- 
jahr vollstreckt haben, ohne Statuierung der Wahlpflicht 
und ohne Rücksicht auf die Dauer der Seßhaftigkeit in 
gleicher Weise zu verleihen, Wahlbezirke und Wähler- 
klassen unbedingt aufzulassen, dagegen aber Staatsgrund- 
gesetzlich zu bestimmen, daß die Personen, welche 
Stimmen bei der Wahl für sich haben, in nationale 
Kurien und innerhalb der einzelnen Kurien in Berufs- 
klassen einzuteilen sind und die auf die einzelnen Natio- 
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nalitäten sowie die Min de st zahl der auf die einzelnen 
Klassen entfallenden Mandate staatsgrundgesetzlich je- 
weilig für die Dauer von 24 Jahren festzusetzen. Dieser 
Vorschlag zielt auf eine Festigung des Zusammenhaltes 
der breitesten Schichten der Bevölkerung mit dem Staate, 
auf die Herstellung der Verbindung zwischen den einzelnen 
Berufsklassen der Bevölkerung und der Gesamtheit, auf 
die im Interesse des Friedens der Österreichischen Völker 
und der Größe Österreichs unbedingt erforderliche ruhige 
Umdrehung der ganzen Sta^atsmaschine und auf eine 
grundstürzende sukzessive Änderung unseres gesamten 
öffentlichen Lebens bei Vermeidung jedweder, auch der 
geringsten Erschütterung der Grundfesten des Staates ab. 
Der gemachte Vorschlag hätte insbesondere den 
Vorteil, daß die Freiheit der Wahl gesetzlich gesichert 
werden würde. Die gesetzliche Bildung von Wahl- 
bezirken widerspricht den Grundprinzipien der Wahl- 
freiheit in Österreich. Das Gesetz muß jedem Wähler 
unter allen Umständen die Möglichkeit bieten, mit dem 
Bewußtsein zur Wahl zu schreiten, daß die Stimme, die 
er nach seinem freien Entschlüsse abgibt, das Wahl- 
resultat beeinflussen kann. Ein in Wien seßhafter Pole, 
Italiener oder Ruthene muß ebenso die Möglichkeit 
haben, seine, das Wahlresultat beeinflussende Stimme 
zugunsten eines Kandidaten deutscher, polnischer, tschechi- 
scher, ruthenischer, italienischer oder slovenischer Natio- 
nalität abzugeben, wie ein in Zara, Leitomischl oder 
Kolomea seßhafter Deutscher die Möglichkeit haben 
muß, zugunsten eines Abgeordneten deutscher Nationali- 
tät seine entscheidende Stimme abzugeben. Die Bildung 
von Wahlbezirken schließt diese Möglichkeit gänzlich 
aus. Eine in Wien zugunsten eines Kandidaten ruthenischer 
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Nationalität abgegebene Stimme würde bei der Einteilung 
der Königreiche und Länder in Wahlbezirke unmöglich 
für die Wahl dieses Kandidaten entscheidend sein können* 
Ein Ruthene muß aber doch die Möglichkeit haben, einem 
Kandidaten ruthenischer Nationalität nach freier Wahl 
sein Recht, an der Bildung des Staatswillens mitzuwirken, 
wirksam zu übertragen. Wenn ihm das Gesetz diese Mög- 
lichkeit nimmt, dann ist das Wahlrecht ein für ihn ganz 
wert- und inhaltsloses Recht, auf dessen Ausübung 
er wahrscheinlich verzichten wird. 

Die Verteilung der Mandate auf die Königreiche 
und Länder und die Einteilung der Königreiche und 
Länder in Wahlbezirke oder Wahlkreise zerreißt ge- 
waltsam den Zusammenhang der Bevölkerung mit dem 
Staate, das allgemeine Wahlrecht bei einer solchen Ein- 
teilung kann demgemäß unmöglich je zur Festigung 
dieses Zusammenhanges beitragen. 

Die Einteilung der Königreiche und Länder in 
Wahlbezirke oder Wahlkreise drückt der Wahlordnung — 
zumal angesichts der in Österreich bestehenden besonderen 
Verhältnisse — den Stempel der Absicht auf, das Ab- 
stimmungsresultat gesetzlich zu beeinflussen. Eine solche 
Absicht widerspricht dem Wesen der österreichischen Reichs- 
ratswahlordnung. Kein Politiker, welchem die Wahrung der 
Wahlfreiheit am Herzen liegt, welcher Wert darauflegt, 
als Träger des Vertrauens der* Gesamtbevölkerung zu 
erscheinen und die ihm von der Gesamtbevölkerung 
übertragenen Volksrechte auszuüben, wird je behaupten 
können, daß ein in einem Wahlbezirke oder Wahlkreise 
irgendeines Landes unter Anwendung aller möglichen er- 
laubten — manchmal aber vielleicht auch unerlaubten — 
Mittel mit absoluter Stimmenmehrheit gewählter Abgeordneter 
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als ein Volksvertreter im wahren Sinne des Wortes in 
Österreich angesehen werden kann, weil er ja sein Mandat 
nur den Wählern seines Bezirkes oder seines Wahlkreises, 
keineswegs aber der Gesamtbevölkerung Österreichs 
verdankt. 

Auffallend unrichtig wäre es, wenn behauptet werden 
wollte, daß die Schaffung nationaler Kurien der Gewähl- 
ten gleichbedeutend wäre mit der Schaffung nationaler 
Wählerkurien, da die gewählten Angehörigen einer be- 
stimmten Nationalität nur Stimmen von Wählern ihrer 
Nationalität für sich haben würden. Denn es handelt sich 
vor allem um eine geheime Wahl, so daß kein Abgeord- 
neter von sich behaupten könnte, daß er nur von An- 
gehörigen seiner Nationalität gewählt worden sei. Übri- 
gens mag es ja ohne weiteres zugegeben werden, daß 
unter den gegenwärtig in Österreich herrschenden, vom 
patriotischen Standpunkte tief bedauerlichen Verhältnissen, 
wie sie sich infolge eines offenbaren Mißverständnisses, 
auf welches allein die verfassungsmäßige Verteilung der 
Mandate auf die einzelnen Königreiche und Länder, auf 
Wählerklassen und Wahlbezirke angesichts des klaren 
Wortlautes des § i des Grundgesetzes über die Reichsver- 
tretung zurückgeführt werden kann, entwickelt haben, die 
Wahrscheinlichkeit dafür spricht, daß bei den ersten unter 
der Geltung der vom Verfasser dieser Zeilen vorgeschla- 
genen Grundsätze durchgeführten Wahlen Kandidaten 
einer bestimmten Nationalität in den meisten Fällen 
Stimmen von Angehörigen ihrer Nationalität auf sich 
vereinigen würden. Allein folgender Umstand darf hier nicht 
aus dem Auge gelassen werden. Wenn beispielsweise ein 
Mitglied des Hauses der Abgeordneten rumänischer 
Nationalität in dem neuen Reichsrate zur Überzeugung 
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gelangen sollte, daß die Prosperität des Königreiches 
Dalmatien dem Gesamtstaate zum Vorteile gereichen muß, 
daß die Prosperität des Gesamtstaates auch dem Her- 
zogtume Bukowina Nutzen bringen wird, da die Gesamtheit 
aller Königreiche und Länder viel geneigter sein dürfte, 
Opfer für das Herzogtum Bukowina zu bringen, wenn ihr 
aus Dalmatien Mittel zufließen werden, deren sie heute 
entbehren muß, und wenn er, von dieser Überzeugung ge- 
leitet, Argumente finden sollte, auf Grrund deren sich 
der Reichsrat bestimmt finden würde, für das Königreich 
Dalmatien ein die Prosperität dieses Königreiches sichern- 
des Unternehmen ins Leben zu rufen, wäre es da nicht 
wahrscheinlich, daß sich Wähler verschiedener, das König- 
reich Dalmatien bewohnender Nationalitäten in Dalmatien 
finden würden, welche diesem Abgeordneten rumänischer 
Nationalität bei der nächsten Wahl geheim Stimmen 
zuwenden würden? 

Der Verfasser dieser Zeilen findet sich deshalb be- 
stimmt, mit seinem erwähnten Vorschlage vor die Öffent- 
lichkeit zu treten und dessen Würdigung im Interesse der 
Gesamtheit, also im Interesse aller Nationalitäten und aller 
im § I des Grundgesetzes über die Reichsvertretung genannten 
Königreiche und Länder dringendst und wärmstens zu empfeh- 
len, weil er seit vielen Jahren der unerschütterlich feststehenden 
Überzeugung ist, daß die Einführung des allgemeinen, 
gleichen, direkten und geheimen Wahlrechts unter 
Auflassung der Wahlbezirke und der Wählerklassen sowie 
die Schaffung nationaler Kurien der Gewählten und 
Berücksichtigung der einzelnen Berufsklassen innerhalb 
dieser Kurien viel sicherer zur Erlösung aus der unend- 
lichen Versumpfung, zur Abschwächung der nationalen und 
sozialen Gegensätze, zur Herstellung des inneren Frie- 
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dens, zur Hebung des Volkswohles, zur Steigerung der 
Machtfülle Österreichs führen müßte, als etwa die Ein- 
führung von allgemeinen Wahlen in den Reichsrat unter 
Aufteilung der Mandate auf die einzelnen Königreiche und 
Länder und unter Schaffung neuer Wahlbezirke oder 
Wahlkreise — wodurch der Fehler, an welchem die Ver- 
fassung Österreichs leidet, nicht nur nicht saniert, viel- 
mehr in der allerbedenklichsten, die Zukunft des monarchi- 
schen Staates emstlichst gefährdenden Weise vergrößert 
werden würde. 

Daß die Aufteilung der Mandate auf die einzelnen König- 
reiche und Länder und die Einteilung dieser Königreiche und 
Länder in Wahlbezirke ein schwerer Fehler der österreichi- 
schen Verfassung ist, hierfür sei in den nachstehenden Zeilen 
der Beweis gefiihrt oder wenigstens eine solche Beweisfüh- 
rung versucht. 

Der § I des Grundgesetzes über die Reichs- 
vertretung vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. Nr. 141, 
hat folgenden Wortlaut: »Zur gemeinsamen Vertretung 
der Königreiche Böhmen, Dalmatien, Galizien und Lodo- 
merien mit dem Großherzogtume Krakau, des Erzherzog- 
tumes Österreich unter und ob der Enns, der Herzog- 
tümer Salzburg, Steiermark, Kärnten, Krain und Buko- 
wina, der Markgrafschaft Mähren, des Herzogtumes Ober- 
und Niederschlesien, der gefürsteten Grafschaft Tirol und 
des Landes Vorarlberg, der Markgrafschaft Istrien, der 
geforsteten Grafschaft Görz und Gradiska und der Stadt 
Triest mit ihrem Gebiete ist der Reichsrat berufen. Der 
Reichsrat besteht aus dem Herrenhause und dem Hause 
der Abgeordneten . . .« In dem Reichsrate haben also 
alle Königreiche und Länder ihren gemeinsamen Ver- 
treter. Jedes Königreich, jedes Land hat einen Anspruch 
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darauf, daß der Reichsrat seine Interessen bei der Bildung 
des Staatswillens wahre und vertrete. 

Die Bestimmung, welche dem Reichsrate verfassungs- 
mäßig zugewiesen ist, obliegt selbstverständlich auch dessen 
einzelnen Teilen. Wenn eine Armee aus zwei Korps be- 
steht und diese Armee die Bestimmung hat, einen im 
Süden der Monarchie bedrohten Punkt zu schützen, so 
muß jedes dieser beiden Korps seinen Marsch auf den be- 
drohten Punkt nach Süden dirigieren, damit die Armee 
ihre Bestimmung erfüllen könne. Die Monarchie würde 
wahrscheinlich einen schweren Nachteil erleiden, wenn 
eines der beiden Korps die der Armee obliegende Be- 
stimmung nicht zu erfüllen in der Lage wäre, wenn dessen 
Bestandteile infolge eines verhängnisvollen Mißverständ- 
nisses nach allen Weltrichtungen hin auseinandergehen 
würden, ohne auch nur eine Ahnung von ihrer Bestim- 
mung zu haben. 

Da der Reichsrat verfassungsmäßig der gemein- 
same Vertreter aller im § i des Gesetzes vom 21. De- 
zember 1867, R. G. Bl. Nr. 141, genannten Königreiche 
und Länder ist und er verfassungsmäßig aus zwei Häusern, 
und zwar dem Herrenhause und dem Hause der Abge- 
ordneten besteht, so muß füglich jedes dieser beiden 
Häuser die dem Reichsrate verfassungsmäßig zuge- 
wiesene Bestimmung erfüllen, damit der Reichsrat seiner 
Bestimmung gerecht werden könne. 

Das Haus der Abgeordneten hat also verfassungs- 
mäßig in gleicher Weise wie das Herrenhaus die Be- 
stimmung, alle im § i leg. cit. genannten Königreiche 
und Länder zu vertreten. Da das Haus der Abgeordneten 
aus 425 Mitgliedern besteht, ist jedes dieser MitgUeder 
verfassungsmäßig verpflichtet, nach seinen Kräften die dem 
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Hause der Abgeordneten zugewiesene Bestimmung zu 
erfüllen. Jedes Mitglied des Abgeordnetenhauses ist also 
insolange verpflichtet, das Interesse der Gesamtheit, 
das Interesse aller im § i des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung genannten Königreiche und Länder zu 
wahren, kein Mitglied des Abgeordnetenhauses darf sich 
insolange auf den einseitigen Standpunkt des Schutzes 
seines Königreiches, seines Landes, seines Bezirkes, 
seiner Nationalität oder seiner Wähler gegen alle übrigen 
Königreiche, Länder oder Bezirke, gegen alle übrigen 
Nationalitäten oder gegen alle, welche nicht seine Wähler 
sind, stellen, es ist insolange verfassungsmäßige Pflicht 
jedes Mitgliedes des Reichsrates, alle Königreiche und 
Länder, die Gesamtheit nach seinem besten Wissen und 
Gewissen zu vertreten, als der § i des Grundgesetzes über 
die Reichsvertretung in der im § i des Gesetzes vom 2 1 . De- 
zember 1867, R. G. Bl. Nr. 141, fixierten, die Freiheit 
und Gleichheit der Bürger, die Freiheit, Gleichheit 
und Brüderlichkeit der Nationen und damit Öster- 
reichs Macht und Österreichs glänzendste Zukunft sichern- 
den Fassung besteht. 

Wenn ein Mitglied des Reichsrates weder sein König- 
reich oder Land noch seinen Bezirk zu vertreten hat, 
dann darf er sein Mandat weder von seinem Königreiche 
oder Lande noch von seinem Bezirke erhalten. — Die Ver- 
teilung der Mandate auf die einzelnen Königreiche und 
Länder und die Beschickung des Reichsrates durch die 
Landtage würde demgemäß der durch den § i des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung zum Ausdrucke gebrachten 
Staatsidee in gleicher Weise widerstreiten, wie es der 
grundlegenden Bestimmung des § i des Staats- 
grundgesetzes vom 21. Dezember 1867, R. G. Bl. 
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Nr. 141, widerstreitet, wenn die geltende Reichsratswahl- 
ordnung die Königreiche und Lander in Wahlbezirke 
einteilt. — Wenn ein Mitglied des Reichsrates seine Nation 
nicht zu vertreten hat, dann kann es auch nicht sein 
Mandat von seiner Nation erhalten. Die Schaffung von 
nationalen Wählerkurien würde demgemäß ebenfalls mit 
der Bestimmung des § i des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung niemals in Einklang gebracht werden 
können. Wenn ein \ßtglied des Reichsrates seine Wähler 
nicht zu vertreten hat, dann dürfen es auch nicht Wähler- 
klassen mit einem Mandate betrauen. Die Bestimmungen 
des Artikels I des Gesetzes vom 2. April 1873, R- G. BL 
Nr. 40, womit in Abänderung der §§ 6 imd 7 des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung vom 21. Dezember 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141, die Zahl der auf die einzelnen 
Königreiche und Länder entfallenden Mitglieder des 
Hauses der Abgeordneten festgesetzt und die für jedes 
Land festgesetzte Zahl der Mitglieder unter vier Wähler- 
klassen verteilt wurde, widerstreiten also in einer geradezu 
eklatanten Weise der mehrzitierten grundlegenden Norm des 
§ I des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, 
R. G. Bl. Nr. 141. Da jedes Mitglied des Reichsrates 
alle im § I leg. cit. genannten Königreiche und Länder 
zu vertreten hat, kann auch ein Mitglied des Hauses der 
Abgeordneten des Reichsrates sein Mandat nur von allen 
Königreichen und Ländern, also von der gesamten, diese 
Königreiche und Länder bewohnenden, wahlberechtigten 
Bevölkerung erhalten. — Alle Königreiche und Länder zu- 
sammen können füglich für jedes Mitglied des Hauses der 
Abgeordneten nur einen Wahlbezirk bilden, kein Mitglied 
des Abgeordnetenhauses darf wissen, wer für ihn ge- 
stimmt hat. Die Wahl selbst kann nur geheim sein und 
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muß geheim bleiben. — Die Gesamtbevölkerung jener 
Königreiche und Länder, welche im Reichsrate ihre Ver- 
tretung haben, welche durch den Reichsrat vertreten 
werden, setzt sich nun aus verschiedenen Nationalitäten 
zusammen. Jedes Mitglied des Reichsrates muß füglich 
Angehöriger einer bestimmten Nationalität sein. Ein An- 
gehöriger einer bestimmten Nationalität kann bei einer 
allgemeinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl, 
bei welcher alle Königreiche und Länder einen Wahl- 
bezirk bilden, Stimmen von Wählern verschiedener Na- 
tionalitäten auf sich vereinigen. Jede Nationalität muß aber 
eine entsprechende Anzahl von Mandaten gesichert haben, 
da in einem Staate, in welchem die Staatsbürger gleiche 
Rechte haben, selbstverständlich auch die verschiedenen 
Nationen, zu welchen die Staatsbürger gehören, gleiche 
Rechte genießen müssen. Da die Staatsbürger in einem 
konstitutionellen Staate zur Mitwirkung bei der Bildung 
des Staatswillens und zur Kontrolle der freien Verwaltung 
berufen sind, erscheinen in einem Staate, dessen Gesamt- 
bevölkerung sich aus verschiedenen Nationalitäten zu- 
sammensetzt, eo ipso auch die einzelnen Nationalitäten in 
gleicher Weise berufen, an der Bildung des Staatswillens 
zu partizipieren, Die vorgeschlagene Bildung nationaler 
Kurien und die gerechte Verteilung der Mandate auf die 
einzelnen Nationen ergibt sich demgemäß in Österreich 
aus den gegebenen Verhältnissen von selbst, zumal — 
wie bereits dargetan wurde — ' die Verteilung der Man- 
date auf die einzelnen Königreiche und Länder der Be- 
stimmung des § I des Grundgesetzes über die Reichsver- 
tretung widerstreitet. — Die Bildung von Berufsklassen 
innerhalb der einzelnen nationalen Kurien erscheint aber 
deshalb als ein Gebot der Billigkeit und Gerechtigkeit, weil 
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ebenso, als es Pflicht der Gesamtheit ist, dafür zu sorgen, daß 
alle Klassender BevölkerungdasWahlrecht erhalten, 
es auch Pflicht der Gesamtheit ist, dafür Sorge zu tragen, 
daß jeder Klasse der Bevölkerung eine ihrer Arbeits- 
fähigkeit, Steuerleistung und Intelligenz entsprechende 
Minimalzahl von Mandaten gesichert bleibe. Die ver- 
schiedenen politischen Strömungen durchdringen alle Be- 
rufsklassen der Bevölkerung. Ebenso als im Reichsrate 
kein Raum zur Ausfechtung nationaler Gegensätze er- 
übrigen darf und die sozialen Gegensätze ganz in den 
Hintergrund treten müssen, ebenso dürfen auch bei der 
Wahl nur die politischen Strömungen miteinander um 
Geltung ringen, während nationale und soziale Gegensätze 
nicht aufkommen dürfen. 

Dem Wahlkampfe um den nationalen Besitzstand 
wird durch die vorgeschlagene Schaffung nationaler 
Kurien jedweder Boden entzogen, während der Wahl- 
kampf zwischen sozialen Strömungen durch Schaffung 
der vorgeschlagenen Berufsklassen wesentlich gemildert 
werden würde. Die Mitglieder eines Reichsrates, welcher 
die ihm im § i des Grundgesetzes über die Reichsver- 
tretung zugewiesene Bestimmung erfüllen soll, können 
selbstverständlich von den Wählern unmöglich Instruk- 
tionen annehmen. Die Mitglieder eines solchen Reichs- 
rates können wegen der in Ausübung ihres verfassungs- 
mäßigen Berufes geschehenen Abstimmungen niemals zur 
Verantwortung gezogen werden. Im vollkommenen Ein- 
klänge mit der Norm des § i enthält denn auch § i6 des 
Grundgesetzes über die Reichsvertretung die nachstehende 
Anordnung: »Die Mitglieder des Hauses der Abgeordneten 
haben von ihren Wählern keine Instruktionen anzu- 
nehmen. Die Mitglieder des Reichsrates können wegen 
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der in Ausübung ihres Berufes geschehenen Abstim- 
mungen niemals, wegen der in diesem Berufe gemachten 
Äußerungen aber nur von dem Hause, dem sie ange- 
hören, zur Verantwortung gezogen werden.« Mitglieder 
des Reichsrates, wie er durch das Grundgesetz über die 
Reichsvertretung errichtet worden ist, können sich natur- 
gemäß niemals zu Gruppen vereinigen, um über Teile der 
Gesamtbevölkerung die Führung in politischer oder natio- 
naler Beziehung zu übernehmen, um Manifestationen von 
was immer für einer Art oder dergleichen Kundgebungen 
zu erlassen, sie können vielmehr nur das gesamte öffent- 
liche Leben von der ihnen verfassungsmäßig zugewiesenen 
Warte aus aufmerksam beobachten und müssen nach außen, 
solange sie ihren Beruf, dessen Ausübung sie freiwillig 
auf Grund des ihnen von der Gesamtbevölkerung über- 
tragenen Mandates übernommen haben, zu erfüllen willens 
sind, gegenüber allen Nationalitäten, gegenüber allen 
Berufsklassen und gegenüber allen Königreichen und 
Ländern volle Objektivität bewahren, um auf Grund der 
gewonnenen Erfahrungen mit um so größerer Intensität 
mit ihrem politischen Programme nach Ablauf der Legis- 
laturperiode in den Wahlkampf eintreten zu können. In 
Übereinstimmung mit den eben erörterten Grundsätzen 
ordnet § 15 der Geschäftsordnung des Reichsrates an: 
»Die Häuser und deren Abteilungen, Kommissionen und 
Ausschüsse . . . sind insbesondere nicht berechtigt, 
. . . Kundmachungen von was immer für einer Art 
zu erlassen.« Der Wortlaut des § 14 des Grundgesetzes 
über die Reichsvertretung im Zusammenhalte mit dem 
Wortlaute des § i dieses Grundgesetzes kann wohl keinen 
Zweifel darüber übrig lassen, daß die §§ 6 und 7 leg. cit. 
und die damit zusammenhängende Einteilung der einzelnen 
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Königreiche und Länder in Wahlbezirke mit der prin- 
zipiellen Bestimmung des § i leg. cit. nicht harmonieren. 
Die Verteilung der Mandate auf die Königreiche und 
Länder, die Bildung von Wählerklassen und Wahlbe- 
zirken innerhalb der einzelnen Königreiche und Länder 
hat zur Folge, daß Mitglieder des Hauses der Abge- 
ordneten in der Vertretung ihrer Wähler oder Wähler- 
klassen, ihrer Nationalitäten, ihrer Königreiche oder 
Länder oder ihrer Bezirke gegen die Gesamtheit, gegen 
alle anderen Klassen der Bevölkerung, gegen alle übrigen 
Nationalitäten, gegen alle übrigen Königreiche und Länder 
oder gegen alle übrigen Bezirke ihres Königreiches oder 
Landes ihre Bestimmung erblicken, anstatt ihre aus der 
dem Reichsrate verfassungsmäßig zugewiesenen Bestim- 
mung izur Vertretung« aller im § i des Grundgesetzes 
über die Reichsvertretung genannten Königreiche und 
Länder, deren Landesfarben den Umschlag dieser Schrift 
zieren, resultierenden Pflichten zu erfüllen. Der gemachte 
Vorschlag auf Anerkennung des unverfälschten, allge- 
meinen, gleichen, direkten und geheimen Wahl- 
rechtes, auf eine dem Gebote der Billigkeit und Gerech- 
tigkeit entsprechende Verteilung der Mandate auf die ein- 
zelnen Nationalitäten, auf Schaffung nationaler Kurien 
der Gewählten und von Berufsklassen innerhalb dieser 
Kurien sowie auf die verfassungsmäßige Bestimmung der 
auf die einzelnen Berufsklassen zu entfallenden Minimal- 
zahl von Mandaten bezweckt also lediglich die unbedingt 
notwendige Herstellung der Harmonie zwischen den Be- 
stimmungen des § I und jenen der §§ 6 und 7 des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung. 

Dem Patrioten aber, der sich so redlich und wirklich 
vom ganzen Herzen um die »Größe seines Vaterlandes« 
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und um den »Frieden der österreichischen Völker <ä: be- 
müht und, wie dies ein Wiener Blatt vom 24. Dezember 1905 
zu melden in der Lage ist, »große Schwierigkeiten« bei 
der »Wahlkreiseinteilung« findet, der bereit ist, even- 
tuelle diesbezügliche »Wünsche der Parteien und Ab- 
geordneten« entgegenzunehmen, der »zu diesem Zwecke 
mit den Parteien in Fühlung getreten ist« und den Par- 
teien bereits »das gewünschte Material zur Verfügung ge- 
stellt« hat, der »behufs Ausgleichung gewisser, schwer 
abweisbarer Forderungen« die Zahl der Mandate vermehren 
will, um die vermehrten Mfandate wieder »auf die König- 
reiche und Länder« aufzuteilen, den auch das »Problem« 
beschäftigt, wie einer bestimmten »starken Minorität« 
eine Vertretung im Abgeordnetenhause gesichert werden 
könnte, dem endlich auch eine »Reform des Herren- 
hauses« vorzuschweben scheint, sei hiermit im Namen 
jenes Kindes, an dessen Wiege er in gewohnter treuer 
Pflichterfüllung einst gestanden ist, als es unter namen- 
losen, wohl gänzlich mißverstandenen Leiden des Ver- 
fassers dieser Zeilen das Licht der Welt erblickt hat, 
gesagt: 

Der We^, den Du wandelst, führt nicht zu 
dem von Dir so heiß ersehnten Ziele! 

Die für die Monarchie in Jahrzehnten verloren ge- 
gangenen Milliarden werden an jenem Tage wiederge- 
wonnen werden, an welchem in dem gegenwärtigen Hause 
der Abgeordneten des österreichischen Reichsrates das 
Gefühl der Liebe, der Vaterlandsliebe erwachen und es 
aus dieser Liebe die erforderliche Kraft schöpfen wird, um 
für die Staatsidee sich selbst zu opfern, für jene Idee 
des nionarchischen Staates, welche die nachstehenden An- 
ordnungen getroffen hat, deren unbedingte Beobachtung 
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sie fordert und deren Beobachtung sie für alle Zeiten 
sichergestellt wissen will: 

Durch den Beiohsrat beziehuagB weise die 
Landtage regieren die österreiohiBohen Völker ge- 
meinsam mit ilirem Kaiser sich selbst beziehnngs-- 
weise ihre Königreiche und Länder. Ihr Kaiser 
allein ttbt die Oewalt der Begierang durch die 
dem Beichsrate verantwortlichen Minister ans. 



Im innigsten Zusammenhange mit der Bestimmung 
des § I des Grundgesetzes über die Reichsvertretung 
und mit den Bestimmungen der §§ i aller geltenden Landes- 
ordnungen steht der 2. Absatz des Artikels 15 des Staats- 
grundgesetzes über die richterliche Gewalt. Da die Völker 
Österreichs staatsgrundgesetzlich zur Mitwirkung bei der 
Bildung des Staatswillens und zur Kontrolle der Ver- 
waltung berufen worden sind, sollten konsequenterweise 
die gesetzgebenden Körperschaften nicht nur die Kontrolle 
der freien Verwaltung ausüben, vielmehr auch die ad- 
ministrativen Judikate in allen Streitfällen in bezug auf 
deren Gesetzmäßigkeit überprüfen. Wenn staatsgrund- 
gesetzlich bestimmt worden wäre, daß der Reichsrat 
auch die Kontrolle der Verwaltung in bezug auf die Ge- 
setzmäßigkeit der administrativen Judikate auszuüben 
habe, dann könnte ein den ihm durch den § i des Grund- 
gesetzes über die . Reichsvertretung zugewiesenen staat- 
lichen Standpunkt einnehmendes Abgeordnetenhaus et- 
waige Beschwerden gegen administrative Entscheidungen 
oder Verfügungen nur zum Anlasse nehmen, um die Ge- 
samtheit vor rechtsirrtümlicher Gesetzesanwendung durch 
die Verwaltungsbehörden zu schützen, die in Beschwerde 
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gezogenen gesetzwidrigen Entscheidungen oder Ver- 
fügungen der Verwaltungsbehörden zu beseitigen und so 
die Verwaltung in den gesetzlichenBahnen zu erhalten. 

Ein Abgeordnetenhaus dagegen, dessen Mitglieder 
bei der Bildung des Staatswillens den einseitigen Stand- 
punkt der Feststellung der Rechte und Pflichten einzelner 
Staatsbürger, oder der Staatsbürger einzelner Wahlbezirke, 
Wählerklassen oder einzelner Nationalitäten gegen die 
Gesamtheit oder gegen die Staatsbürger aller anderen 
Wahlbezirke, Wählerklassen oder Nationalitäten ein- 
nehmen würden, und welches staatsgrundgesetzlich mit 
der Kontrolle der Verwaltung auch in bezug auf die Ge- 
setzmäßigkeit der administrativen Judikate betraut werden 
würde, müßte allerdings auch in Ausübung dieses seines 
letzteren Berufes nur den einseitigen Standpunkt des 
Schutzes der subjektiven Rechte gegen die Gesamtheit 
einnehmen, es könnte eine gesetzwidrige Entscheidung 
oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde nur dann be- 
seitigen, wenn es der Meinung wäre, daß ein subjektives 
Recht einer Partei durch eine gesetzwidrige Entschei- 
dung oder Verfügung verletzt worden sei. Für die Not- 
wendigkeit einer durchgreifenden Ausführung der Gesetze 
im Interesse der Einzelnen und der Gesamtheit würde 
ein solches Haus der Abgeordneten des Reichsrates aller- 
dings kein Verständnis haben können. 

Der Erkenntnis der Unmöglichkeit, die gesetzgeben- 
den Körperschaften mit der Überprüfung der admini- 
strativen Judikate in bezug auf deren Gesetzmäßigkeit 
verfassungsmäßig zu betrauen, da — wie dies Minister 
Frh. V. Lasser anläßlich der parlamentarischen Beratung 
des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, R. G. Bl. Nr. 36 
ex 1876, ausgeführt hatte — »die Gesetzgebung der 
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Mannigfaltigkeit des praktischen Lebens zu folgen 
gar nicht im stände ist«*), verdankt der zweite Absatz 
des Artikels 15 des Staatsgrundgesetzes über die richter- 
liche Gewalt seine Existenz. Nach dieser letzteren staats- 
grundgesetzlichen Bestimmung steht es demjenigen frei, 
seine Ansprüche vor dem Verwaltungsgerichtshofe im 
öffentlichen mündlichen Verfahren wider einen Ver- 
treter der Verwaltungsbehörde geltend zumachen, welcher 
durch eine Entscheidung oder Verfügung einer Verwaltungs 
behörde in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet. 
Wenn den gesetzgebenden Körperschaften in Österreich 
verfassungsmäßig bloß die Aufgabe zugewiesen worden 
wäre, den Staatsbürgern subjektive Rechte gegen die 
Gesamtheit einzuräumen, dann könnte allerdings auf 
Grund des Artikels 15 des Staatsgrundgesetzes über die 
richterliche Gewalt auch vom Verwaltungsgerichtshofe nur 
der Schutz der subjektiven Rechte erwartet und vor 
diesem Gerichtshofe im öffentlichen mündlichen Verfahren 
nur der Anspruch gestellt werden, eine gesetzwidrige 
Entscheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde 
nur dann als gesetzwidrig aufzuheben, wenn sie subjek- 
tive Rechte der beschwerdeführenden Partei verletzen 
sollte- Da nach der geltenden Verfassung Österreichs 
alle gesetzgebenden Körperschaften auf den Stand- 
punkt des Schutzes der Interessen der Gesamtheit 
bei der Bildung des Staatswillens gestellt worden sind, 
hat füglich jeder, dessen Interessensphäre durch eine 
Entscheidung oder Verfügung einer Verwaltungsbehörde 
tangiert wird, ein Recht darauf, daß diese Entscheidung 
mit den im Interesse der Gesamtheit erlassenen Ge- 



*) »Der Verwaltungsgerichtshof im Lichte der österreichischen Staatsidee. 
S. 85 bis 88. 
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setzen nicht in Widerspruch gerate, er hat ein Recht 
darauf, daß die Verwaltungsbehörden die im Interesse 
der Gesamtheit erlassenen gesetzlichen Anordnungen 
respektieren. Demjenigen, welcher in diesen seinen subjek- 
ti\ren Rechten verletzt zu sein behauptet, gewährleistet 
das Staatsgrundgesetz die Freiheit, vor dem Verwaltungs- 
gerichtshofe im öffentlichen mündlichen Verfahren seine 
Ansprüche wider einen Vertreter der Verwaltungs- 
behörde geltend zu machen. Wenn der Verwaltungs- 
gerichtshof die Beschwerde begründet findet, dann hat 
er die angefochtene Entscheidung in den in Beschwerde ge- 
zogenen Punkten »als gesetzwidrig« aufzuheben. Nur 
zum Schutze der Gesamtheit konnte der Verwaltungs- 
gerichtshof in Österreich angesichts der Bestimmung des 
§ I des Grundgesetzes über die Reichsvertretung und der 
Bestimmungen der §§ i aller Landesordnungen auf Grund 
des Artikels 15 des Staatsgrundgesetzes über die richter- 
liche Gewalt errichtet werden. Diese Institution konnte 
auf Grund des Artikels 15 des letztzitierten Staatsgrund- 
gesetzes mit keiner anderen Aufgabe betraut werden als 
mit der Mission: Die gesamte Verwaltung, die auto- 
nome wie die Staatsverwaltung, in den gesetz- 
lichen Bahnen zu erhalten. Mit dieser Aufgabe ist 
denn auch der Verwaltungsgerichtshof tatsächlich betraut 
worden. Diesbezüglich genügt es, auf die Schrift »Ein 
Verfassungsbruch« zu verweisen und hier lediglich folgen- 
des zu bemerken: Am 23. Jänner 1875 ^^^ der Vertreter 
des Gesamtministeriums im Herrenhause bei der Erörterung 
der Bestimmungen des Artikels 1 5 offen und ehrlich wörtlich fol- 
gendes Geständnis abgelegt: »Für die Regierung . . . war die 
erste Frage, was haben sich die beiden Vertretungs- 
körper bei der Formulierung des Artikels 15 eigentlich 
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grundgesetzlich erfolgte Verteilung der Mandate des 
Hauses der Abgeordneten auf die »Königreiche« bezie- 
hungsweise »Länder«, ferner auf »Bezirke« innerhalb der 
einzelnen »Königreiche und Länder«, die erfolgte Ein- 
teilung der Wähler in Klassen sowie das vorhin er- 
wähnte Geständnis bezüglich des Artikels 15 des Staats- 
grundgesetzes über die richterliche Gewalt zurückzuführen. 
Das Gesamtministerium hat nun trotz dieses Geständ- 
nisses, offenbar gute Intentionen verfolgend, intuitiv 
im vollkommenen Einklänge mit dem § i des Grund- 
gesetzes über die Reichsvertretung und folgerichtig auch 
in vollkommen korrekter Ausführung des Artikels 15 
des Staatsgrundgesetzes eine Vorlage, betreffend die Er- 
richtung des Verwaltungsgerichtshofes, ausgearbeitet, welche 
nach dessen ausdrücklichen, in den beiden Häusern 
des Reichsrates abgegebenen, von den beiden 
Häusern des Reichsrates gebilligten, durch den 
Wortlaut des ganzen Gesetzes vom 22. Oktober 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, in seiner durch das Gesetz 
vom 21. September 1905, R. G. Bl. Nr. 149, nicht 
novellierten Fassung gedeckten Erklärungen »nicht auf 
dem einseitigen Standpunkte des Schutzes des 
Einzelrechts gegen die Gesamtheit, sondern viel- 
mehr auf dem höheren staatlichen Standpunkte 
steht, auf dem Standpunkte des Schutzes der Ge- 
samtheit selbst und des Interesses der Verwaltung«, eine 
zum Gesetze erhobene Vorlage, mit welcher der Ver- 
waltungsgerichtshof mit der Mission betraut worden ist, 
»die gesamte Verwaltung, die autonome wie die 
Staatsverwaltung, in den gesetzlichen Bahnen zu er- 
haltene Die Verteilung der Mandate auf die »Königreiche 
und Länder« und die Einteilung der Wähler in Klassen 
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widerstreitet also bei der bestehenden Konnexität zwischen 
den Bestimmungen des § i des Grundgesetzes über die 
Reichsvertretung und dem Artikel 15 des Staatsgrund- 
gesetzes über die richterliche Gewalt nicht nur den eben 
zitierten staatsgrundgesetzlichen Bestimmungen, vielmehr 
auch dem ganzen Gesetze vom 22. Oktober 1875, 
R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, in seiner durch das Gesetz 
vom 21. September 1905, R. G. Bl. Nr. 149, nicht novel- 
lierten Fassung, was durch alle den Verwaltungsge- 
richtshofbetreffenden Publikationen des Verfassers 
dieser Zeilen außer allem Zweifel zu stellen war und 
nunmehr auch außer allem Zweifel gestellt erscheint. 
Der Verfasser dieser Zeilen war nun der Meinung, 
daß die Klarstellung dieses Sachverhaltes im Interesse der 
Gesellschaftsordnung notwendig sei, da dieser Sachverhalt 
mit zwingender Notwendigkeit zum Zusammenbruche des 
Reichsrates, sämtlicher Landtage, des Verwaltungs- 
gerichtshofes, der ganzen auf einem Irrtume aufge- 
bauten Lehre von der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie 
zur Auflösung der gesamten Verwaltung, der auto- 
nomen wie der Staatsverwaltung, führen muß und weil 
ein plötzlicher Zusammenbruch des auf ganz morschen 
Fundamenten ruhenden Gebäudes ohne vorherige Klar- 
stellung des Sachverhaltes und ohne jegliche Vor- 
bereitung zur Anarchie und zu ganz ungeahnten Kon- 
sequenzen führen müßte. Lediglich in dieser letzteren Er- 
wägung hat sich der Verfasser dieser Zeilen seit mehreren 
Jahren die redlichste Mühe gegeben, die breiteste Öffent- 
lichkeit mit dem Gedanken zu befreunden, daß der Schein 
oft trügt, daß Häuser zusammenfallen können, welche auf 
sicheren Fundamenten zu ruhen scheinen. — In dieser 
Absicht wurde denn auch in der im Jahre 1903 ver- 
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öffentlichten Schrift » Österreichs Verwaltungsgerichtshof« , 
deren Vorwort die »Agonie« des bestehenden Verwal- 
tungsgerichtshofes anzeigt, der Begriff der vom Ver- 
waltungsgerichtshofe verfassungsmäßig zu entscheidenden 
Rechtsfrage enger gezogen und der Kreis der zur An- 
rufung des Verwaltungsgerichtshofes berechtigten Personen 
in dem dieser Publikation nachgefolgten Buche: »Die 
Freiheit zur Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes in 
Österreich« dementsprechend so erweitert, als ob beispiels- 
weise jeder auch ohne »Legitimation« zur Ausübung 
seines ihm gesetzlich gewährleisteten Wahlrechtes zuge- 
lassen werden müßte, um sodann in den weiteren Publi- 
kationen sukzessive zu einer klaren Darlegung des Ver- 
fahrens vor einem Verwaltungsgerichtshofe, wie er durch 
das Gesetz vom 22. Oktober 1875, R- Gr. Bl. Nr. 36 ex 
1876, errichtet worden ist, gelangen zu können. — Der- 
selben Erwägung folgend, wurde auch in dem Buche »Die 
Freiheit zur Anrufung des Verwaltungsgerichtshofes in 
Österreich« die im Schlußabsatze der in der »Österrei- 
chischen Zeitschrift für Verwaltung« vom 7. April 1904, 
Nr. 14, veröffentlichten Bemerkungen erwähnte teilweise 
Verdunkelung des Textes dieser Einleitung vorgenommen, 
und zwar letzteres insbesondere im Hinblicke auf den 
Umstand, daß auf S. 6 und 52 dieser Einleitung auf den 
Zusammenhang zwischen dem § i des Grundgesetzes 
über die Reichsvertretung mit dem § 2 des Staats- 
grundgesetzes über die Regierungs- und Vollzugs- 
gewalt und dem Artikel 15 des Staatsgrundgesetzes 
über die richterliche Gewalt sowie auf die unendlich 
folgenschweren Konsequenzen ausdrücklich hingewiesen 
worden ist, welche sich aus dem gegenwärtigen Zustande 
für die Monarchie ergeben müssen. 
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Diese Hinweisung im Zusammenhalte mit der kon- 
sequenten, fast durch drei Jahre fortgesetzten ungewöhn- 
lich und auffallend eindringlichen Betonung der verzwei- 
felten Lage, in welcher sich der österreichische Verwaltungs- 
gerichtshof befindet, und die wiederholte Betonung der 
hieraus für den monarchischen Staat sich ergebenden Kon- 
sequenzen schien die Hoffnung zu rechtfertigen, daß es 
dem Verfasser dieser Zeilen erspart werden würde, mit 
den oben gemachten Vorschlägen selbst vor die Öffent- 
lichkeit treten zu müssen, nachdem schon ein in Absicht 
auf die Realisierung dieser seiner Hoffnung am 5. No- 
vember 1899 unternommener direkter Schritt nicht einmal 
die Möglichkeit zu bieten vermochte, diese seine bis 
zum 13. September 1905 gehegte Hoffnung in der am 
5. November 1899 versuchten Weise realisieren zu können. 
Die gehegte Erwartung erschien aber um so berechtigter, 
als ja menschliche Schwächen auch eine Grenze haben 
müssen, da böse Beispiele gute Sitten verderben, und weil 
es gefährlich sein könnte, wenn irregeführte Millionen einmal 
die vielleicht jeder Grundlage entbehrende »Überzeugung« 
gewinnen sollten, daß persönliche Rücksichten und klein- 
liche Erwägungen auch in Fragen eine Rolle zu spielen ver- 
mögen, welche das Schicksal dieser Millionen, das Schicksal 
treuer Völker entscheiden, und wenn sie gegenüber allen 
denkbaren, bestgemeinten Versuchen, die Grundlosigkeit 
dieser »Überzeugung« mit einem erdrückenden Beweis- 
materiale darzulegen, nichtssagenden Schlagworten folgend, 
sich das »Ziel« vorstecken wollten, an dieser einmal ge- 
wonnenen »Überzeugung« um jeden Preis rücksichtslos fest- 
zuhalten. — Gefährlich könnte dies aus dem Grunde er- 
scheinen, weil sich Millionen nicht leicht Halt ! kommandieren 
lassen dürften, wenn sie für sich auch einmal die Freiheit 
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in Anspruch nehmen wollten, auf ihre »Macht« pochend, 
die gesetzlichen Schranken zu überschreiten. — Daß es 
dem Verfasser dieser Zeilen sehr am Herzen lag, die in 
der Schrift »Ein Verfassungsbruch« gemachten Konstatie- 
rungen nicht machen zu müssen, dies beweist der am 
25, JuU 1905 veröffentlichte, von verschiedenen Tages- 
blättern (Böhmen, Steiermark, Kärnten, Tirol, Bukowina) 
reproduzierte, von einer dem Verfasser dieser Zeilen nicht 
bekannten Stelle herrührende Leitartikel des »Tages- 
boten aus Mähren und Schlesien« im wesentlichen 
nachstehenden Inhalts: 

»Dreißig Jahre sind ins Land gegangen, seit das 
Gesetz vom 22. Oktober 1875, betreffend die Errichtung 
eines Verwaltungsgerichtshofes, geschaffen wurde. Noch lebt 
der Schöpfer dieses Gesetzes, der geniale Minister a. D. 
Dr. Unger, und wenn wir die stenographischen Proto- 
kolle des Herrenhauses und Abgeordnetenhauses 
aus jener Zeit durchblättern, und zumal die Reden Ungers 
lesen, in denen er mit seinem tief eindringenden juristischen 
Scharfsinne, mit einer Gelehrsamkeit, die sich nicht unter 
abstrakte Begrififlichkeiten verkriecht, sondern von dem 
lebendigen Geiste modernen Lebens durchtränkt ist, und 
mit der feinsten Klinge der Ironie und der Satire den 
Standpunkt der Regierung verficht, dann scheint es uns, 
als ob wir Stimmen aus einer längst schon verschwundenen 
Welt hörten. Die Blütezeit des österreichischen Parlaments 
können wir jene Periode nennen, eine Blütezeit, die leider 
nur von allzu kurzer Dauer war. Dreißig Jahre ! Eine neue 
Generation ist seither herangewachsen, eine neue Generation 
mit anderen, aber nicht höher gesteckten Zielen. An die 
Stelle der durch Wissen geläuterten Einsicht ist das klobige 
Schlagwort getreten, an die Stelle eines die Monarchie 
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umfassenden Patriotismus zerklüfcende Parteileiden- 
schaft. — — — 

Hat der Verwaltungsgerichtshof das gehalten, 
was sein Schöpfer versprach: Ist er »der Wächter der 
gesetzlichen Schranken, der Hüter von Recht und Gesetz, 
der Finder und Weiser des öffentlichen Rechtes geworden, 
das juristische Gewissen, pensee immuable der Verwaltung, 
der Regulator der Administration«? War er immer und ist 
er heute noch der notwendige Regulator, der bei unserem 
Dualismus staatlicher und autonomer Verwaltung die er- 
forderliche Harmonie herstellt und die Gerechtigkeit und 
Stabilität der Verwaltung garantiert ? Oder ist er von seinem 
hohen Piedestal herabgestiegen und lediglich zu einer 
Appellationsinstanz in Verwaltungsangelegenheiten herab- 
gesunken r 

In einer Reihe von Schriften sucht Valerian Ritter 
von Pieiiczykowski an der Hand des Quellenmateriales 
und einer langjährigen Spruchpraxis den Beweis zu erbringen, 
daß der österreichische Verwaltungsgerichtshof seine 
Mission nicht mehr erfüllt, daß er, in einem Rechts- 
irrtum befangen, eine ganz andere Aufgabe sich stellt, 
als der Gesetzgeber sie ihm steckte. Nicht in der UnvoU- 
kommenheit des Gesetzes vom 22. Oktober 1875, ^^^^ 
nicht in dem Wandel der Zeiten, sondern in einer falschen 
Auslegung des Gesetzes sucht der Autor den Grund 
dafür, daß die Tätigkeit des Verwaltungsgerichtshofes förmlich 
gelähmt ist. Schon in einer im Jahre 1903 veröffentlichten 
Broschüre: »Österreichs Verwaltungsgerichtshof, wie er durch 
das Gesetz vom 22. Oktober 1875 errichtet worden ist«, 
zeigt der Verfasser in eingehender Weise, wie der Ver- 
waltungsgerichtshof auf Grund des Gesetzes funktionieren 
sollte und wie die Praxis die guten Intentionen des Ge- 
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setzgebers ins Gegenteil kehrte. Trotzdem der Verwaltungs- 
gerichtshof, der am 2. Juli 1876 seine Tätigkeit begann, 
seinen Personalstand bis heute fast auf das Dreifache er- 
höhte — im Jahre 1890 wies er einen Präsidenten, einen 
Senatspräsidenten und zehn Räte auf, im Jahre 1902 stieg 
der Personaistand auf fünf Vorsitzende (zwei Präsidenten 
und drei Senatspräsidenten) und 25 Referenten — waren mit 
Ende 1902 3000 Stücke unerledigt geblieben! Tau- 
sende von Beschwerden wurden nach Ansicht Pienczy- 
kowskis in gesetzwidriger Weise von amtswegen zurück- 
gewiesen, zwecklose öffentliche Verhandlungen in ungezählter 
Anzahl wurden anberaumt und eine ungeheuere Zeit mit 
nutzlosem Studium der Administrativprozesse vergeudet. 
Das kam daher, weil der Verwaltungsgerichtshof seine 
Mission, *die gesamte Verwaltung, die autonome wie die 
Staatsverwaltung, in den gesetzlichen Bahnen zu erhalten«^ 
verließ und weil er es als sein Ziel ansah, subjektive 
Rechte gegen die Gesamtheit zu schützen, anstatt sich 
darauf zu beschränken, die Gesetswidrigkeit der ange. 
fochtenen Entscheidung oder Verfügung zu konstatieren und 
als Kassationshof die gesetzwidrige Entscheidung auf- 
zuheben. Nur die Rechtsfrage, nicht aber der Rechtsfall 
unterliegt der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes, der 
sich nicht als oberste Instanz in Verwaltungsangelegenheiten 
darstellt, sondern als ein außerhalb der Verwaltungsinstanzen 
stehender Gerichtshof. 

Mit treffenden Argumenten, die nicht allein aus dem 
Gesetze, sondern auch aus den Motivenberichten 
des Gesetzes und den parlamentarischen Verhand- 
lungen genommen sind, beweist der Autor seinen Stand- 
punkt, und sein Gewissen drängt ihn dazu, sich im Wege 
des Präsidiums des k. k. Verwaltungsgerichtshofes an den 



Digitized by 



Google 



... ;^2 - - 

k. k. Ministerrat zu wenden mit der Bitte: »Der hohe 
k. k. Ministerrat geruhe sich bestimmt zu finden, auf Grund 
der Ausführungen meiner Schrift (die Mission des österrei- 
chischen Verwaltungsgerichtshofes) und der im fünften und 
sechsten Abschnitte meines Buches »Der Verwaltungsgerichts- 
hof im Lichte der österreichischen Staatsidee« gebotenen 
Gesamtübersicht über die seit dem Bestände des k. k. Ver- 
waltungsgerichtshofes gefaßten, auf die a limine-Zurück- 
weisung von Beschwerden bezüglichen Beschlüsse dieses 
hohen Tribunals hochoreneiort zu erkennen, ob meine ße- 
hauptung, der k. k. Verwaltungsgerichtshof sei durch das 
Oktobergesetz nicht mit der Mission betraut worden, sub- 
jektive Rechte der ihn anrufenden Parteien gegen die 
Gesamtheit zu schützen, begründet erscheint.« 

Angesichts der tatsächlichen Reformbedürftigkeit 
des Verwaltungsgerichtshofes, die auch in der Koerber- 
schen Studie anerkannt wird, kann diese Stimme nicht 
ungehört verhallen. Sind auch die Judikate des Verwaltungs- 
gerichtshofes — was vom Beschwerdeführer freudig 
anerkannt wird — in ihrer Konzeption geradezu muster- 
haft, so liegt doch in dem ganzen Prinzipe der Recht- 
sprechung ein Fehler. Einerseits leidet der Verwaltungs- 
gerichtshof bei der heutigen Art der Rechtsprechung an 
einer täglich wachsenden Überlastung, anderseits hat er auf 
den Gang der ganzen Verwaltung nicht jenen Einfluß, den 
er lals Hüterc der Verwaltung haben sollte.« — — — 
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